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Basel-Stadt Donnerstag, 5. Februar 2026

Basel-Stadt ist bei der Strafver-
folgung ein Sonderfall. Hier ist
dieKriminalpolizei nicht bei der
Kantonspolizei eingegliedert,
sondern bei der Staatsanwalt-
schaft. Deshalb läuft im Kanton
die Reorganisation der Strafver-
folgung (Reos), ein komplexer
und eher schleppender Prozess.

In der kantonalen Verwal-
tung sind die Ressourcen für
eine dermassen umfangreiche
Umlagerung zweier Einheiten
zu einer nicht gerade üppig –
und die Fallzahlen bei der Straf-
verfolgung lasten die Ressour-
cen ohnehin schon mehr als ge-
nug aus. Ganz zu schweigen
vom Führungsdebakel bei der
Kantonspolizei, wo das Lei-
tungsgremium 2024 ausge-
wechselt wurde.

Und immer wieder die
Motivation
«AufdieDetails zurBasler Straf-
verfolgungmuss ichhier ja nicht
eingehen», sagte David Jenny
(FDP), Präsident der Justiz-, Si-
cherheits- und Sportkommis-
sion (JSSK), in der Grossratsde-
batte um den Zwischenbericht
zu Reos am Mittwoch. Gekop-
pelt daran war ein Nachtrags-
kredit fürs Jahr 2024. Reos rich-
tet sich vor allem auch ans Ope-
rative der Strafverfolgung, zum
Beispiel an die Digitalisierung,
Projektleitungen, Lohnstruktu-
ren, Hierarchien und so weiter.

«Die JSSKhat sich anlässlich
der Beratung gefragt, inwiefern
Reos von der Führung der Straf-
verfolgung unterstützt würde»,
führte Jenny an. Diese Frage
sollte in der folgenden Debatte
nochziemlichbewegen. Immer-
hin: Beim grossen Pendenzen-
berg der Strafverfolgung handle
es sich jedoch nicht um ein Bas-
ler Problem, sondern umein na-
tionales, sagte Jenny. Vor allem
bei schweren Fällen der organi-
sierten Kriminalität stossen die
Behörden regelmässig an Gren-

zen; die Komplexität und die di-
gitalen Herausforderungen sind
gross. Der beantragte Nach-
tragskredit sei nötig, um Reos
zügig vorantreiben zu können.

Harsche Kritik an den
Interna
Vor allem die SP nutzte die De-
batte, um die Staatsanwalt-
schaft scharf zukritisieren.«Wir
durften Einblick nehmen in
unterschiedliche Projektstudien
und haben zum Teil besorgnis-
erregenden Handlungsbedarf
bei der Staatsanwaltschaft do-
kumentiert», sagte Fraktions-
sprecher Mahir Kabakci. Die
Geschäftsleitung sei «nicht fä-
hig», die Organisationmit einer
übergeordneten Strategie zu
führen.Zudemfehle eine strate-
gische Ressourcensteuerung.
Pendenzen seien mangelhaft
und teils «etwas zufällig» ge-
setzt worden, und dass der feh-

lende Support seitens der
Staatsanwaltschaftweiterhin als
Projektrisiko angeschaut wird,
sei aus Sicht der SP-Fraktion
problematisch.

Weiter machte sich die SP
als Sprecherin der Belegschaft
stark. «Mitspracherechte der
Mitarbeitenden müssen ge-
stärkt werden; Führungsstruk-
turen müssen transparent und
verantwortungsvoll gestaltet
sein; Chancengleichheit darf
kein Schlagwort bleiben, son-
dern muss in Rekrutierung, Be-
förderung und Ausbildung ver-
bindlich verankert werden»,
sagte Kabakci. Und Rassismus
sowie Sexismus sollen konse-
quent strukturell und nicht nur
fallweise bekämpft werden.

Kabakcis langeund rechtun-
vermittelt präsentierte Abrech-
nung mittels operativer Einbli-
cke überrumpelte die anderen
Fraktionen. Schliesslich ging es

beim Geschäft nicht um die in-
terne Praxis der Staatsanwalt-
schaft an sich, sondern um die
grosse organisatorische Ver-
schiebung von Kripo zu Kapo.
Entsprechend wurde nachfol-
gend die Arbeit der Staatsan-
waltschaft eher gewürdigt und
verdankt. JSSK-Präsident Jenny
wies zudem darauf hin, dass die
grosse Freude einzelner Stellen
daran, Reos mit voller Motiva-
tion voranzutreiben, gegebe-
nenfalls teilweise infrage ge-
stellt werden könne, jedoch
nicht Gegenstand der Debatte
sei.DieReorganisation laufe, sie
müsse getan werden – und das
werde sie.

Eine aufwendige
Angleichung
Nicht unerwähnt blieben auch
Hinweise darauf, dass der Bun-
desrat eigentlich sogar das Bas-
ler Modell – also eine Kripo bei

der Staatsanwaltschaft – bun-
desweit bevorzugt hätte, die an-
deren Kantone das aber nicht
wollten.

«Wir gleichen uns an das
Grundmodell der Restschweiz
an», hielt Sicherheitsdirektorin
Stephanie Eymann (LDP) fest.
Der nächste Schritt sei bereits in
Erarbeitung: «Wir wollen die
Rechtsgrundlagen anpassen,
damit wir bereits heute im Ziel-
modell arbeiten können.» Die-
ses Geschäft dürfte demnächst
auch ins Parlament kommen.

Trotz der harschen Kritik
seitens SP waren am Schluss
dann doch praktisch alle für die
Vorlage. Der Grosse Rat stimm-
te dem Zwischenbericht sowie
der Ausgabenbewilligung und
dem Nachtragskredit für die
Konzeptphase von Reos mit 91
zu 1 Stimme zu. Somit fliessen
nun weitere 1,36 Millionen in
das Grossprojekt.

Andreas Schwald

Basel hat sich ehrgeizige Klima-
ziele gesetzt. Bis 2037 soll der
Kanton «Netto Null» erreichen,
über diese Zahl wird sehr gerne
gestritten. Was dabei etwas auf
der Strecke bleibt, ist die Tatsa-
che, dass die kantonale Verwal-
tung bereits bis 2030 so weit
sein will – das ist schon seit An-
nahme der Klimaziele so veran-
kert, allerdings oft nur ein The-
ma, wenn die Verwaltung ent-
sprechende Massnahmen
umsetzenwill. ZumBeispiel die,
dass die ganze Fahrzeugflotte
der Stadtgärtnerei auf E-Mobili-
tät umgestellt werden soll.

Konkret geht es um den Er-
satz von 58 fossil betriebenen
Fahrzeugen der Stadtgärtnerei,
wofür der Regierungsrat 13,7
Millionen Franken beantragt.
Die Dieselmotoren sollen also

verschwinden,bessergesagt: als
Occasionen verkauft werden,
und diese Tatsache allein sorgte
schon für Wortgefechte im
Grossen Rat. Die bürgerlichen
Parteien überraschten die Rats-
linke mit einem Antrag aus den
Reihen der FDP, die Ausgaben
auf acht Millionen Franken zu-
sammenzustreichen. Fraktions-
sprecher Johannes Barth argu-
mentierte unter anderem mit
der Lebensdauer der neuen
Fahrzeuge –unddamit, dassdie-
se innert überschaubarer Frist
wohl durch neuere Generatio-
nen ersetzt werden müssten.

Verkaufen, verschrotten –
oderweiterhin fahren lassen
Entsprechend hangelten sich
die Fraktionen in der Debatte
entlang zweier Stränge: denVer-
kauf der alten Mobile und die
Sinnhaftigkeit neuster und da-

mit sehr teurer Technik. Nie-
mand wollte die Vorlage ab-
schiessen,dieKlimaziele an sich
und dass dafür Massnahmen
nötig sind, stellten auch die Bür-
gerlichen nicht infrage. Es ging
eher ums Wie – und was über-
haupt etwas nützt. So fragte sich
SVP-Sprecher Felix Wehrle, ob
eswirklich sinnvoll sei, die Fahr-
zeuge weiterzuverkaufen, wenn
sie doch einfach andernorts –
oder beim lokalen Gartenge-
schäft – ihr CO2 ausstossen:
«Das Klima ist kein kantonales
Thema, sondern ein globales.»

Dem konterte die zuständi-
ge Baudirektorin Esther Keller
(GLP): «Verschrotten wäre so
ziemlich die ungeeignetste Me-
thode, insbesondere angesichts
der grauenEnergie, die so etwas
auslöst.»Klar sei, dassdieOcca-
sionsgeräte andernorts noch äl-
tere Fahrzeuge ersetzen wür-

Andreas Schwald den. Und es sei auch höchst un-
wahrscheinlich, dass mit dem
Verkauf der alten Stadtgärtne-
rei-Mobile andernorts Bestre-
bungen torpediert würden,
noch modernere Geräte anzu-
schaffen.

Deutlich leiser sind die
neuen Fahrzeuge auch
Da der Antrag auf eine sparsa-
mere Anschaffung dennoch
breiten Anklang zu finden
schien, führte SP-Sprecher Ste-
fan Wittlin zudem an: «Der
Kanton Basel-Stadt hat eine
Vorbildfunktion, die er hier aus
zwei Gründen wahrnehmen
muss: Als öffentliche Hand
gegenüber Privaten – und als
Kanton gegenüber der Schweiz
und anderen Ländern, die viel-
leicht weniger Mittel haben,
eine so gründliche Anschaffung
zu tätigen.»

Baudirektorin Keller wies zu-
demmehrmals auf einen weite-
ren Aspekt hin, der ihr neben
den ökologischen Aspekten
wichtig war: Die Bevölkerung
würde die elektrischen Fahrzeu-
ge sehr schätzen: «Die Lärmbe-
lastung, insbesondere in den
frühen Morgenstunden, wenn
dieStadtgärtnereiunterwegs ist,
wird in den Quartieren deutlich
geringer ausfallen.»

Vielleichtwar dies das schla-
gende Argument, vielleicht
auch nicht – Linksgrün setzte
sich am Schluss durch: Der Än-
derungsantrag der FDP wurde
mit 50 Nein- zu 38 Ja-Stimmen
abgelehnt, die Vorlage an sich
mit 57 Ja- zu 31 Nein-Stimmen
angenommen. Damit darf Ba-
sel-Stadt die vollen 13,7 Millio-
nenFranken fürdieelektrifizier-
te Fahrzeugflotte der Stadtgärt-
nerei ausgeben.

Sicherheit «Es ist keine neue
Regelung», stellte Regierungs-
rätin Tanja Soland (SP) zum
Brandschutz an der Basler Fas-
nacht klar. In der Antwort auf
eine Interpellation von JoVerge-
at (Grüne) erklärte sie, der Kan-
ton werde die Betreiber von Cli-
quenkellern unterstützen. Nach
bisher 22 Begehungen sieht So-
land bei rund 80 Prozent der
Keller wenig Probleme, dass
diese die Vorgaben erfüllen
könnten. Die Inspektoren wür-
den Fragen beantworten. Der
Fokus liege auf individuellen
Begehungen. Das Augenmerk
werdeaufPersonenbelegungen,
Mindestabstände, Dekoratio-
nen und Fluchtwege gelegt.
Während der drey scheenschte
Dääg werden in Cliquenkellern
wieRestaurants Stichprobenge-
zogen. Interpellantin Vergeat
sieht nach wie vor eine sehr
grosse Herausforderung für die
Cliquen. (sch)

Familien DerGrosseRathatmit
59 Ja- gegen 26 Nein-Stimmen
bei zwei Enthaltungen ein vor-
gezogenes Postulat überwiesen,
das eine Übergangsfinanzie-
rung für das Kindernäscht for-
dert. Dabei handelt es sich um
eine spontane Kinderbetreuung
ohne Anmeldungen – die aller-
dings weder unter das Tagesbe-
treuungsgesetz noch unter die
schulergänzende Betreuung
fällt. Daher gibt es keine gesi-
cherte Finanzierung.

Der Kanton soll für 2027 ins-
gesamt 80’000 Franken bereit-
stellen, wie Edibe Gölgeli (SP)
und Andrea Strahm (Mitte) for-
dern. Die Regierung wollte das
Postulat nicht entgegenneh-
men, die SVP-Fraktion wollte
ebenfalls nicht, dass nun ein-
fach der Kanton einspringen
muss, wenn eine Finanzierung
nicht aufgehe, insbesondere
nach 20 Jahren imBetrieb.Dank
vieler Spendengeldern konnte
die Einrichtung vorerst gerettet
werden. Der Betrieb für das lau-
fende Jahr ist gesichert. (bz)

Jugend Per vorgezogenem
Budgetpostulat sollen «Young
Carers», also Kinder, die sich
schon früh um andere Personen
undAngehörige kümmernmüs-
sen, mehr Unterstützung erhal-
ten.EinPilotprojekt des Schwei-
zerischen Roten Kreuzes Basel-
Stadt (SRK BS) hatte laut
SP-Grossrat Claudio Miozzari
aufgezeigt, wie wichtig die Sen-
sibilisierung für das Thema
Young Carers im Kanton ist.

Nach einer angeregten Dis-
kussion überwies das Parlament
den Vorstoss mit grossemMehr.
Damit werden weitere 57’000
Franken an das Projekt fliessen;
dies würde es erlauben, «das
aufgebaute Know-how» weiter
zu nutzen. SP-Grossrätin Jessica
Brandenburger sagte: «Sehr viel
Gewicht lastet auf diesen
schmalen Schultern.» (bz)

Szene an der Demonstration des feministischen Streiktags vom8.März 2023. Bild: Kenneth Nars

Watsche für die Staatsanwaltschaft
Die Basler SP nutzt die Grossrats-Debatte um das Ausscheiden der Kriminalpolizei für eine Breitseite.

Basel macht seine Stadtgärtnerei leiser
Die Basler Stadtgärtnerei erhält eine neue, elektrifizierte Fahrzeugflotte und verkauft die altenGefährte.

Brandschutz gilt
an der Fasnacht

Geld fürs Basler
Kindernäscht

Unterstützung für
«Young Carers»


